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ENERGIEPOLITIK

Löst eine Abgabe das Abwärmeproblem?
Lutz Wicke, Berlin

Ein hoher Prozentsatz unserer Primärenergie verpufft bei der Stromerzeugung in die Luft bzw. wird in 
Flüsse geleitet. Im Bundesministerium für Forschung und Technologie werden jetzt Überlegungen ange­
stellt, mit Hilfe einer Abwärmeabgabe den Energieverbrauch und die Umweltbelastung zu reduzieren. 
Kann das Abwärmeproblem durch eine Abwärmeabgabe gelöst werden?

Die Verteuerung und Verknappung von Erdöl und 
die aus der Verwendung von fossilen und atoma­

ren Brennstoffen resultierenden Umweltbelastungen 
und -gefahren zwingen die Bundesregierung zu ver­
stärkten Überlegungen darüber, wie man die Primär­
energieträger stärker ausnutzen und gleichzeitig die 
Umweltbelastungen vermindern kann. Die beste Mög­
lichkeit dafür ist die Verwertung der bisher nutzlos und 
umweltbeeinträchtigend an die Umwelt abgegebenen 
Abwärme.

Gingen die Elektrizitätswerke verstärkt zur soge­
nannten Kraft-Wärme-Kopplung über, könnte ein er­
hebliches Energiepotential erschlossen werden. Wäh­
rend bei der herkömmlichen Stromerzeugung die Pri­
märenergieträger Kohle, Erdgas, Erdöl oder Kernener­
gie durchschnittlich zu ca. 35 % in Strom umgewandelt 
und die übrigen 65 % umweltbelastend an Luft oder 
Wasser abgegeben werden, kann man bei sogenann­
ten Heizkraftwerken die Primärenergie bis zu 80 % 
ausnutzen. Unter Inkaufnahme eines geringeren Wir­
kungsgrades bei der Stromerzeugung (ca. 25 %) kann 
man ca. 55 % der Energie als Nutzwärme über ein 
(Fern-)Heiznetz als Heizwärme und Warmwasser, ins­
besondere an öffentliche und private Gebäude, gege­
benenfalls aber auch an Gewerbebetriebe abgeben. 
Nur ca. 20 % gingen als Abwärme ungenutzt verloren.

Würde die Kraft-Wärme-Kopplung konsequent ein­
geführt, so ließe sich theoretisch der gesamte Bedarf

Dr. rer. pol. Lutz Wicke, 37, Dipl.-Ing., is t Privat­
dozent an der Technischen Universität Berlin 
und Leiter des Fachgebietes Wirtschaftswissen­
schaftliche Umweitfragen am Umweltbundes­
amt in Berlin. Der Artikel g ib t die persönliche  
Auffassung des Autors wieder.
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an Warmwasser und Heizwärme der Bundesrepublik 
Deutschland mühelos aus der gegebenen Abwärme 
der Kraftwerke decken! Die Vergeudung von Primär­
energie zur Abwärme,,Produktion“ würde drastisch 
eingeschränkt und gleichzeitig die Umwelt wesentlich 
entlastet werden. Die Flüsse und die Atmossphäre 
würden weniger aufgeheizt, und es ginge weniger 
Kühlwasser verloren. Man hätte insbesondere weniger 
Rauchgasemissionen, d. h. die Umweltverschmutzung 
durch Schwefeldioxid, Stickstofftoxide und Staub wür­
de drastisch verringert. Der besonders starke Luftver­
schmutzer „Hausbrand“ -  vor allem in den städti­
schen Zentren und in den winterlichen Heizperioden -  
würde zurückgedrängt. Statt dessen würden mehr 
Heizkraftwerke, möglichst mit Entstaubungs- und Ent­
schwefelungsanlagen ausgestattet, sowohl Elektrizität 
als auch Wärme produzieren.

Um dieses Ziel verstärkt anzusteuern, läßt For­
schungsminister Hauff Überlegungen anstellen. Den 
Grundgedanken dabei hat die „Z e it“ wie folgt be­
schrieben: „W er Abwärme produziert und ungenutzt in 
die Luft bläst oder mit dem Kühlwasser die Flüsse auf­
heizt, soll mit einer Abwärmeabgabe zur Kasse gebe­
ten werden“ '.

Adressaten einer Abwärmeabgabe

Mit einem solchen alternativen, ökonomisch orien­
tierten energie- und umweltpolitischen Instrument sol­
len die erforderlichen Innovations- und Umstellungs­
prozesse zur besseren Abwärmenutzung angeregt 
und beschleunigt werden. Die Adressaten einer Ab­
wärmeabgabe können prinzipiell die vier abwärme­
emittierenden Sektoren sein;

□  der Umwandlungsbereich (Kraftwerke, Raffinerien),
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□  die Industrie,

□  der Verkelir und

□  die Hauslialte und das Kleingewerbe.

Bei Haushalten und Kleingewerbe sollte die Abwär­
meverringerung bzw. die bessere Energieausnutzung 
-  schon aus Praktikabilitätsgründen -  am besten 
durch Bauvorschriften (z. B. Wärmedämmung) und 
sonstigen Auflagenregelungen (z. B. Rauchgasüber­
prüfungen), gegebenenfalls aber auch durch erhöhte 
Energiesteuern induziert werden, ln den drei anderen 
Sektoren sind demgegenüber prinzipiell Abgabenre­
gelungen denkbar. Im Verkehrsbereich könnte ent­
sprechend dem Vorschlag zur Kraftfahrzeug-Lärmab- 
gabe^ prinzipiell eine Abgabe auf die nicht ausge­
schöpften Energiereserven im Treibstoff erhoben wer­
den. Dazu müßte auf die Differenz zwischen maximal 
möglicher und tatsächlicher Energieausnutzung der 
Kraftfahrzeuge beim Hersteller dieser Fahrzeuge eine 
Abgabe erhoben werden. Auf diese Weise würde er 
zur Konstruktion energiesparender Kraftfahrzeuge an­
geregt.

Die weiteren Überlegungen beziehen sich auf den 
Industrie- und den ümwandlungsbereich und hierbei 
insbesondere auf die Elektrizitätserzeugung. Auf die­
sen Bereich konzentrieren sich hauptsächlich auch die 
Anregungen des Bundesforschungsministeriums zur 
Abwärmeabgabe.

Ein Abgabenkonzept

Aber ist die Abwärmeabgabe mit dem Ziel, die groß­
technische Kraft-Wärme-Kopplung und gegebenen­
falls auch eine verstärkte Nutzung der industriellen Ab­
wärme zu induzieren, tätsächlich die beste Lösung zur 
Verringerung der skizzierten Abwärmeproblematik?

Bezogen auf ein Energieerzeugungsunternehmen 
könnte eine Abwärmeabgabe wie folgt erhoben wer­
den (vgl. Übersicht). Für jedes Elektrizitätsunterneh­
men (und gegebenenfalls auch für industrielle Abwär­
meemittenten ab einer bestimmten Größe) müßte eine 
Energieverwertungsbilanz nach dem Muster der Über­
sicht angefertigt werden. In dieser Bilanz wird die tat­
sächliche Kapazität der Ausnutzung des Primärener­
gieeinsatzes der theoretisch möglichen Ausnutzung 
gegenübergestellt. Unter dieser Kapazität wird dabei 
die maximale Energieausnutzung bei besonders kal­
ten Witterungsbedingungen verstanden. Das heißt 
konkret, daß bei der Installierung einer Fernheizver­
sorgung oder sonstiger Abwärmenutzungen von der 
maximalen Auslastung dieser Netze ausgegangen 
wird. Bei diesem Abgabenkonzept wird also die tat­
sächlich installierte Leistung zur nutzbringenden Ver-
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Übersicht

Energieverwertungsbilanz zur Erhebung einer 
Abwärmeabgabe an einem Zahlenbeispiel

Tatsächliche
Energievenwertung

(Kapazität)
(in 1000 kWh)

Theoretisch 
mögliche 

Energievenwertung 
(in 1000 kWh)

Primärenergieeinsatz 
(in 1000 kWh) 100 100
Elektrizitätserzeugung 30 25
Abwärmenutzungs­
kapazität für 

Fernheizzwecke 20 50
Agrokultur 10“

„bewertete“  Abwärme­
nutzungskapazität“ 25 50
„bewertete“  Energie­
ausnutzungskapazität 55 75

“ Abschlag von 50% auf die ,,minderwertige“  Abwärmenutzung agro- 
kultureller Zwecke.

Wendung der Abwärme unter Berücksichtigung der 
Elektrizitätserzeugung betrachtet, nicht jedoch die vom 
Witterungsverlauf abhängige und in der Regel niedri­
ger liegende Abwärmenutzung. Für energie- und um­
weltpolitisch ,,minderwertige“ Abwärmenutzung wer­
den Abschläge (im Beispiel 50 % bei der Abwärmenut­
zung für agrokulturelle Zwecke) berücksichtigt. (Gege­
benenfalls könnte man die höhenwertige Energieform 
„Elektrizität“ mit Zuschlägen bewerten, was in der 
Übersicht aber nicht berücksichtigt ist).

Aus der Addition der Energienutzung für Elektrizi­
tätszwecke und d e r ,,bewerteten“ Abwärmenutzungs­
kapazität erhält man die ,.bewertete“ Energieausnut­
zungskapazität. Subtrahiert man nun die ,,bewertete“ 
tatsächliche Kapazität von der theoretisch möglichen 
Energienutzungskapazität, erhält man die Abwärme­
menge, die nicht bzw. nicht in gewünschter Form ver­
wertet und damit an die Umwelt abgegeben wird. Auf 
diese Differenz -  im Zahlenbeispiel 20 000 kWh -  
würde nun pro kWh die Abwärmeabgabe erhoben.

Funktionen der Abwärmeabgabe

Theoretisch hat jede Abgabenlösung vier Funktio­
nen zu erfüllen, und zwar

□  die Optimierungsfunktion,

□  die Anreizfunktion,

□  die Kostenminimierungsfunktion und

□  die Subventionierungsfunktion®.

' „Die Zeit“ Nr. 38 vom 14. 9. 1979.

 ̂ Vgl. Bernd 8 c h ä r e r : Kfz-Lärmabgabe -  Anreiz für leise 
Kfz (?), in: Kampf dem Lärm. Bd. 26 (1979), Heft 3,

 ̂ Vgl. L. W i c k e :  Die Bedeutung von Lärmabgaben als Instrument 
der Lärmsohutzpolitik, in; Zeitschrift für Umweltpolitik, 2. Jg. (1979), S. 
4 f.
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Um die Optimierungsfunktion zu erfüllen, müßte die 
eben beschriebene oder eine modifizierte Abwärme­
abgabe in einer bestimmten (Optimal-)Höhe (pro ab­
gegebene Abwärmeeinheit) festgelegt werden, die 
sich wie folgt ergibt: Mit zunehmender Abwärmenut­
zung steigen die Kosten (KN) der dazu erforderlichen 
Maßnahmen"'. Dagegen sinken (fallen) die Kosten aus 
der Abwärmebelastung der Umwelt und dem Energie­
verzehr (Kbe). Entsprechend diesen gegenläufigen Ko­
stenfunktionen bildet die Gesamtkostenkurve (Kges) ein 
Minimum, das das Abwärmenutzungsoptimum dar­
stellt (vgl. Abb. 1).

Zur Realisierung dieses Abwärmenutzungsopti­
mums müssen die Kraftwerksbetreiber motiviert wer­
den, die Kraft-Wärme-Kopplung im dazu erforderli­
chen Umfang zu installieren. Dies bedeutet, daß die 
Höhe der Abwärmeabgabe (Preis pro nicht gewünsch­
te Abwärmeeinheit) entsprechend den Grenzkosten®

* Diese bestehen hauptsächlich aus den Zuführungsl<osten zu den 
(Ab)Wärmeverbrauchern, der verringerten Elektrizitätsausbeute, den 
Wärmeverlusten usw.

 ̂ Unter Grenzkosten versteht man hier die Kosten zusätzlicher Ab­
wärmenutzung in Form betrieblicher Kosten und gesellschaftlicher 
Nachteile (Kosten).

der Abwärmenutzung sowie den Grenzkosten der Ab­
wärmebelastung und des Ressourcenverzehrs beim 
Abwärmeoptimum ist. Die Kraftwerksbetreiber realisie­
ren das Optimum genau dann, wenn jede darüber hin­
ausgehende Maßnahme mehr zusätzliche Kosten ver­
ursacht, als zusätzliche Nutzen in Form vermiedener 
gesellschaftlicher Kosten (K be ) entstehen. Bis zum 
Optimum ist es für die Kraftwerksbetreiber günstiger, 
Abwärmenutzung zu betreiben, als die Abgabe zu be­
zahlen.

Ergreifen die Abwärmeemittenten Maßnahmen zur 
Erhöhung ihrer Abwärmevenwertungskapazität, kön­
nen sie Abgabenzahlungen einsparen. Die Abwärme­
abgabe bietet somit den Verantwortlichen der Abwär­
meemission einen Anreiz, ihre Abwärmeabgabe bis zu 
jenem Punkt zu vermindern, an dem die Kosten für ei­
ne weitergehende Abwärmereduzierung (höhere 
Energieausnutzung) gleich den Zahlungen der Abwär­
meabgabe sind (Anreizfunktion der Abwärm eabga­
be). Diese Einzelentscheidungen der verschiedenen 
Betreiber führen zu einer einzelwirtschaftlichen Ko­
stenminimierung. Mit dieser Anreizfunktion soll gleich­
zeitig der nach den Optimalltätskriterien bestimmte

In Kürze erscheint die 2. Auflage des bewährten Nachschlagewerkes
Handwörterbuch der Organisation (HWO)
Herausgegeben von Prof, Dr. Dr. h. c. 
mult. Erwin Grochla, Universität zu 
Köln, unter Mitarbeit von zatiireichen 
Fachgelehrten und Experten aus Wis­
senschaft und Praxis.
2., völlig neu gestaltete Auflage.
Ca. 2200 Spalten. Ln. DM 260,-. 
Subskriptionspreis DM 2 2 5 ,-  (verlän­
gert bis 30. Juni 1980).
Enzyklopädie der Betriebswirtschafts­
lehre (EdBWL), Band II.
ISBN 3-7910-8076-4 
Seit dem Erscheinen der 1. Auflage des 
„Handwörterbuches der Organisation 
(HWO)“ sind 10 Jahre vergangen. 
Organisationsfragen haben in Wissen­
schaft und Praxis zunehmend an Be­
deutung gewonnen, parallel dazu ver­
lief eine Ausweitung und Vertiefung der 
Organisationslehre. Dieser Entwicklung

wird durch eine erweiterte und völlig 
neu gestaltete Auflage des HWO 
Rechnung getragen.
Die verhaltensbezogene Komponente 
wurde stärker berücksichtigt, ebenso 
die Frage der Datenverarbeitung und 
ihr Zusammenhang mit der Organi­
sation; auch durch eine Ausweitung 
der internationalen Beiträge zur Organi­
sationslehre erfuhr das HWO eine 
Bereicherung. Sehr verstärkt wurden 
praxisbezogene Beiträge, so z. B. die 
für die Praktiker besonders wichtige 
Behandlung der Organisationsformen 
sowie Methoden und Techniken des 
Organisierens. Berücksichtigt wurde 
auch stärker die organisationsspezifi­
sche Problematik von betrieblichen 
Funktionsbereichen bedeutender Bran­
chen und von Institutionen mit nicht­

erwerbswirtschaftlichem Charakter.
Das HWO enthält 244 Beiträge von 
205 Experten aus Wissenschaft und 
Praxis. Wie bei allen Bänden der „Enzy­
klopädie der Betriebswirtschaftslehre“ 
sind die Beiträge alphabetisch an­
geordnet, der Verweisapparat schafft 
die inhaltliche Verkettung der einzel­
nen Beiträge, ebenso das umfangrei­
che Sachwort- und Personenregister. 
Die 1. Auflage ist weiterhin als 
ungekürzte Stüdienausgabe lieferbar: 
1969. VII Seiten, 1816 Spalten und 
36 Seiten Register.
Kart. DM 70,-.
ISBN 3-7910-8004-0 
Ln. DM 85,-.
ISBN 3-7910-80)4-8

Bitte fordern Sie unseren ausführlicfien  
S onderprospekt an. Sie eriia iten ihn 
kostenlos und unverbindlich.

m

C. E. Poeschel Stuttgart
Postfach 529 • D -7 0 0 0  S tu ttgart 1
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oder auf andere Weise festgelegte und politisch vorge­
gebene Energieausnutzungsgrad erreicht werden.

Die Verringerung des Energieverbrauchs (Erhöhung 
des Energieausnutzungsgrades) und die Verkleine­
rung der Umweltbelastungen soll mit volkswirtschaft­
lich minimalen Kosten durchgesetzt werden {Kosten­
minimierungsfunktion der Abwärmeabgabe). Diese 
volkswirtschaftliche Kostenminimierung soll aus fol­
genden Gründen erreicht werden. Bei einer Auflagen­
lösung könnte allen Abwärmeemittenten, unabhängig 
von den (Grenz-)Kosten einer zusätzlichen Abwärme- 
venwertung, ein bestimmter Energieausnutzungsgrad 
vorgeschrieben werden. Das heißt, es müßten bei­
spielsweise auch dort sehr teure Fernwärmeleitungen 
verlegt werden, wo sich die Kraftwerke weit ab von 
Ballungszentren mit einer hohen Aufnahmekapazität 
an Abwärme befinden. Bei der Abgabenlösung wird 
nur dort die Abwärmenutzung erhöht, wo sie kosten­
günstiger als die Zahlung der Abgabe ist. Allerdings 
soll dort auch stärker als im Bundesdurchschnitt die 
Abwärmenutzung vorangetrieben werden. Bei glei­
chem durchschnittlichen Ergebnis erhält man eine we­
sentlich kostengünstigere Lösung als bei der Aufla­
genstrategie.

Probleme der monetären Bewertung

Wie sieht es nun mit der Erfüllung der drei bisher be­
schriebenen Funktionen der Abwärmeabgabe in der 
Realität aus?

Die ,,Optimierungsfunktion“ hat vor allem wegen der 
fehlenden Kenntnis der gesamtwirtschaftlichen Ko­
stenkurve der Abwärmebelastung und des Energiever­
zehrs einen mehr didaktischen Wert, als das von ihr 
ein politisch-praktischer Nutzen bei der Ermittlung des 
Abwärmeoptimums und der optimalen Abgabenhöhe 
erwartet werden kann. Die Gründe hierfür sind:

□  Ökologen, Natur- und Wirtschaftswissenschaftler 
haben es bisher nicht vermocht, hinreichende Grund­
lagen zur monetären Bewertung von Umweltbeein­
trächtigungen bei der Energieerzeugung und des Ver­
brauchs an nicht erneuerbaren, begrenzten Primär­
energieträgern zu schaffen.

□  Selbst wenn diese Grundlagen vorhanden wären, 
könnte eine bundesdurchschnittliche ,,Kostenkurve 
der Umweltbelastung und des Primärenergiever­
brauchs“ nicht ermittelt werden. Die Bewertung des 
Umweltfaktors wäre entscheidend davon abhängig, 
wie die Immissionsverhältnisse im Energieerzeu­
gungsgebiet durch die gesteigerte Abwärmenutzung 
und die Substitution des Hausbrandes verändert wür­
de. In Belastungsgebieten wären die Nutzen einer

WIRTSCHAFTSDIENST 1980A/I

stärkeren Abwärmeverwendung wesentlich höher als 
in gering belasteten Gebieten. Außerdem müßten bei 
dieser Bewertung überall die differierenden Wirkungen 
der unterschiedlichen Immissionsverhältnisse auf 
Menschen, Tiere und Pflanzen sowie auf Material und 
Produktion aufgrund von Synergismen, Vorbelastung, 
metereologischen Bedingungen usw. berücksichtigt 
werden.

Aber nicht nur auf der Seite der monetären Bewer­
tung der Umweltbelastung und des Ressourcenver­
brauchs treten Probleme auf. Auch die Ermittlung einer 
durchschnittlichen Kostenkurve zunehmender Abwär­
menutzung bei den vielfältigen Abwärmeemittenten ist 
nicht möglich; Man müßte dafür die individuellen lang­
fristigen Kostenkurven aller gewerblichen Abwärme­
emittenten einschließlich der neu hinzukommenden 
und die der (zusätzlichen) Abwärmenutzung kennen. 
Diese bestehen hauptsächlich aus den Kosten

□  der Umrüstung von Turbinen,

□  von sonstigen Neuinstallationen in den Betrieben 
sowie

□  der Schaffung und Erweiterung von Fernheiznetzen 
oder anderer Abwärmeverwendungsarten.

Abbildung 1 
Bestimmung der Höhe der Abwärmeabgabe
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Diese Kosten ilirerseits sind u. a. abhängig von

□  den Energieerzeugungsverfahren,

□  der Kraftwerksstrul<tur,

□  der Lage und Entfernung zu den Abwärmeabneh­
mern,

□  der Art der bisherigen Wärmeproduktion bei den 
potentiellen Abwärmeabnehmern,

□  der Bevölkerungsdichte und

□  der Siedlungsstruktur und -art.

Diese Einzelinformationen wären, wenn man sie 
kennen würde, für die Gesamtheit aller gewerblichen 
Abwärmeemittenten in der Bundesrepublik zu gewich­
ten, und aufgrund dieser gewichteten Grenzkostenkur­
ve wäre die Abgabenhöhe zu bestimmen. Solche Ein­
zelinformationen sind bestenfalls punktuell vorhanden, 
sie sind jedoch nicht generalisierbar.

Die Unkenntnis einer generellen Kostenkurve der 
Abwärmenutzung verhindert nun vollends die Realisie­
rung der Optimierungsfunktion der Abwärmeabgabe. 
Gleichzeitig wird aber damit auch die mit der Anreiz­
funktion verbundene Zielsetzung, einen politisch vor­
gegebenen Abwärmenutzungsstandard zu erreichen, 
unmöglich gemacht. Denn ohne die Kenntnis dieser 
gewichteten Kostenkurve ist es nicht einmal annähe­
rungsweise im voraus möglich anzugeben, wie weit ei­
ne Abwärmeabgabe bei einer bestimmten Höhe die 
Abwärmenutzung steigern würde.

Nicht bestimmbare Zielerreichungsgrade

Ist bereits die Erreichung der energiewirtschaftlichen 
Ziele mit Hilfe der Abwärmeabgabe unklar bzw. nicht 
gesichert, so ist die Erreichung der umweltpolitischen 
Ziele noch viel weniger klar: Zur Senkung einer zu star­
ken Wärmebelastung einzelner Gewässer bzw. zur 
Verminderung z. B. der S02- bzw. der Staubimmis­
sionen in bestimmten Belastungsgebieten kommt es 
weniger auf die globale Abwärme-, SO2 - und Staub­
emissionsminderung an, sondern vor allem auf die re­
gional stärkere Abwärmenutzung mit ihren umweltbe­
zogenen Entlastungseffekten in den genannten Emis­
sionsbereichen. Dies läßt sich mit einer bundeseinheit­
lichen Abwärmeabgabe aber mit Sicherheit nicht errei­
chen. Denn nur wenn -  zufällig -  die Energieerzeuger 
in besonders stark belasteten Gebieten günstige (Ko- 
sten-)Voraussetzungen für die Abwärmenutzung ha­
ben, werden die durch die Abgabe induzierten und die 
gewünschten regionalen umweltspezifischen Entla­
stungseffekte eintreten. Dies kann und wird nur in we­
nigen Fällen gegeben sein, und zwar speziell dann,
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wenn -  wie im politischen Prozeß zu erwarten -  die 
Abgabe in einer Höhe festgelegt wird, bei der sie nur 
relativ wenige Energieproduzenten zur Abwärmenut­
zung veranlaßt. Eine umweltbezogen gezielte Wirkung 
der Abwärmeabgabe kann nur durch die Förderung 
der Abwärmenutzung in Belastungsgebieten mit Hilfe 
der einkommenden Abwärmeabgabe, d. h. unter Ein­
beziehung ihrer Subventionierungsfunktion gesche­
hen, auf die weiter unten eingegangen wird.

Die Abgabe kann zwar also -  je nach ihrer Höhe -  
einzelne oder einen großen Teil aller Energieerzeuger 
zur verstärkten Abwärmenutzung veranlassen. Ob mit 
Hilfe der Anreizfunktion der Abgabe die energiepoliti­
schen Ziele erreicht werden, ist sehr zweifelhaft, und 
die Erreichung der umweltpolitischen Zielsetzungen 
dieser Abgabe ist äußerst unwahrscheinlich. Der Ziel­
erreichungsgrad in beiden Bereichen ist praktisch im 
voraus nicht zu bestimmen.

Auch die Kostenminimierungsfunktion der Abwär­
meabgabe dürfte -  eindeutige Aussagen sind ohne 
empirische Untersuchungen schwer möglich -  im Ab­
wärmebereich eine wesentlich geringere Bedeutung 
als in anderen potentiellen Anwendungsgebieten von 
Abgabenlösungen haben. So ist zum Beispiel für die 
Abwärmeabgabe die Grundüberlegung zur Anwen­
dung der Abwasserabgabe nicht sinnentsprechend 
anwendbar, nämlich die (großen) Einleiter, die geringe 
spezifische Reinigungskosten haben, verstärkt reini­
gen zu lassen, die (zumeist kleinen) Einleiter mit ho­
hen spezifischen Kosten jedoch die Abgabe zahlen zu 
lassen und dennoch das gewünschte Reinheitsmaß zu 
erreichen. Die Gründe hierfür sind:

□  Die durch eine'Abwärmeabgabe induzierten um­
weltspezifischen Entlastungen im gesamten Bundes­
gebiet lassen sich, da sie höchst unterschiedliche Ent­
lastungswirkungen haben, nicht einfach zu einer Ge­
samtentlastung addieren.

□  Bei der Abwärmeabgabe werden im Durchschnitt 
vermutlich eher kleinere Kraftwerke und industrielle 
Abwärmeemittenten zur stärkeren Abwärmenutzung 
angeregt, weil sie wegen ihrer in der Regel größeren 
Nähe zu den Abwärmenutzern wesentlich geringere 
Leitungskosten haben. Andererseits produzieren klei­
nere Kraftwerke aufgrund ihrer geringeren Kapazität 
Elektrizität und Abwärme mit höheren Kosten als dies 
größere Kraftwerke können.

Einbeziehung der Subventionierungsfunktion

Die Probleme mit der Anreiz- und der Kostenmini­
mierungsfunktion der Abwärmeabgabe können -  zu­
mindest theoretisch -  zum Teil durch den gezielten
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Einsatz der einkommenden Abgabe, d. h. mit Hilfe ih­
rer „Subventionierungsfunktion“  überwunden werden. 
Dies kann dadurcfi erreicht werden, daß man den Ab­
gabenanreiz bei den Energieerzeugern in besonders 
umweltbelasteten Gebieten oder bei besonders ergie­
bigen Energieeinsparungsmöglichkeiten durch eine 
Nutzung der Abwärme ,,aufstockt“ . Dieses Aufstok- 
kungsprinzip ist vom Sachverständigenrat für Umwelt­
fragen in seinem Sondergutachten zur Abwasserabga­
be entwickelt und in Abbildung 2 für das Abwärmepro­
blem modifiziert worden. (Die Sprünge in der Grenzko­
stenkurve sind auf Umrüstungen in den Kraftwerken 
bzw. auf den Anschluß von näher oder weiter entfernt 
liegenden Abwärmeabnehmern zurückzuführen.)

Die Abwärmeabgabe Induziert bei den einzelnen ge­
werblichen Abwärmeemittenten eine mehr oder weni­
ger große Abwärmenutzung. Für die nicht durchge­
führte Nutzung muß die Abgabe bezahlt werden. Die 
,,Aufstockung“ des Anreizes bedeutet nun, daß sich an 
der Abgabenhöhe nichts ändert. Das heißt, die Abgabe 
muß entsprechend dem Grundkonzept der Abwärme­
abgabe in Höhe des Rechteckes ABGD bezahlt wer­
den. Bis zum Punkt A reduziert der Energieerzeuger 
seine Emission aus Eigeninteresse zur Vermeidung 
der Abwärmeabgabe.

Aus energie- und umweltpolitischen Gründen könn­
te es nun interessant sein, ihn zur Abwärmenutzung 
bis zum Punkt H zu veranlassen. Dies könnte dadurch 
geschehen, daß ihm bei Realisierung der entspre­
chenden Maßnahmen der Betrag in Höhe des Trape­
zes BEFG etwa zur Finanzierung einer weiteren Wär­
meleitung aus dem Abgabeaufkommen zur Verfügung 
gestellt würde. Damit könnte die Verminderung der

Abbildung 2 
Aufstockung des Abgabenanreizes

Gretizkosiender 
Abwänrnenutzung 6 Kn

SOa-lmissionen in einem bestimmten Belastungsge­
biet und die relativ starke zusätzliche Abwärmenut­
zung in Höhe von AH erreicht werden. Die Restemis­
sionen HD nimmt man wegen der -  im Verhältnis zur 
möglichen zusätzlichen Abwärmenutzung HD -  sehr 
hohen Kosten in Kauf. Auf diese Weise ist es denkbar, 
daß die Anreizfunktion verstärkt und vor allem in be­
sonders belasteten Gebieten wirksam wird und außer­
dem relativ kostengünstige, energiewirtschaftlich ef­
fektive Energieeinsparungsmöglichkeiten zusätzlich 
realisiert werden können.

Praktikabilitätsprobleme

Können durch diese Vorgehensweise Vorbehalte 
gegen die Wirksamkeit der Abwärmeabgabe ausge­
räumt werden? Die Antwort lautet: Die Vorbehalte ge­
gen die adäquate Wirksamkeit der Anreiz- und der Ko­
stenminimierungsfunktion können aus theoretischer 
Sicht zum Teil ausgeräumt werden, die Frage der 
Praktikabilität der gezielten Aufstockung bleibt aber of­
fen. Denn man müßte einerseits genau wissen, wie 
weit die einzelnen Abwärmeemittenten ohne die Auf­
stockung des Anreizes mit ihrer Abwärmenutzung 
nach Einführung der Abwärmeabgabe gehen würden. 
Dann müßte durch nachprüfbare Kalkulationen geklärt 
werden, wie hoch die Aufstockungsbeträge bei einzel­
nen ,,interessanten“ Abwärmeemittenten sein müßten. 
Der administrative Aufwand wegen der Überprüfung 
dieser Anträge sowie die Auswahl unter mehreren Al­
ternativen nach ökologisch-energiewirtschaftlichen 
Aspekten und anderen Gesichtspunkten wäre sicher­
lich ganz erheblich. Außerdem gäbe es unabhängig 
davon eine äußerst große Anzahl von Vorbehalten ge­
gen eine Abwärmeabgabe aus reinen Praktikabilitäts­
gründen. Hierfür drei Beispiele:

□  Die im Abgabenkonzept erläuterte Energieverwer­
tungsbilanz müßte die individuellen Energieerzeu- 
gungs- und -Verwertungsprozesse von Tausenden In­
dustrieunternehmen und Elektrizitätserzeugern bzw. 
Hunderten von Gruppen solcher Betriebe berücksichti­
gen.

□  Wo soll man die Grenze der Abgabepflichtigen zie­
hen?

□  Wie soll die Abgabe ihre Anreizwirkung entfalten, 
wenn in der Regel Abwärme,,produzenten“ , -Verteiler 
und -venwerter nicht identisch sind und damit die Ko­
sten der Abwärmeverwertung und die Abgabeeinspa­
rung bei unterschiedlichen Wirtschaftseinheiten anfal­
len?

Neben diesen drei Aspekten gibt es eine große An­
zahl von administrativen Überwachungs-, Abgabeein­
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zugs- und Abgabeverwendungsproblemen, die kaum 
auf einfache Art und Weise gelöst werden können.

Das heißt zusammengefaßt; Um die Abwärmeabga­
be durchzuführen und sie annähernd entsprechend ih­
rer Anreiz- und Kostenminimierungsfunktion wirksam 
werden zu lassen, müßte ein beträchtlicher administra­
tiver Aufwand betrieben werden. Außerdem sind er­
hebliche sonstige Praktikabilitätsprobleme vorhanden. 
Es bleibt also fraglich, ob die gleichen oder sogar bes­
sere energiewirtschaftlich-ökologische Ergebnisse 
nicht durch den Einsatz anderer umweltpolitischer In­
strumente erreicht werden können. Das heißt aber 
nicht, daß man die Idee der Abwärmeabgabe aufgrund 
der theoretisch-praktischen Probleme als unbrauchbar 
beiseite schieben sollte. Statt dessen sollte diese A l­
ternative neben anderen weiter diskutiert und unter­
sucht werden.

Alternativen zur Abwärmeabgabe

Ohne im einzelnen auf solche Alternativen einzuge­
hen, könnte -  neben anderen -  an folgende Möglich­
keiten gedacht werden:

□  Es können individuelle Auflagen bei geeigneten 
Abwärmeemittenten zur stärkeren Abwärmenutzung 
vorgenommen werden. Diese wären entsprechend 
den Kriterien zur Aufstockung der Abwärmeabgabe 
nach energiewirtschaftlich-ökologischen Kriterien aus­
zuwählen. Die Finanzierung dieser Auflagen könnte 
durch eine Umlage auf die Primärenergieträger, den 
Energieoutput oder die Abwärmeemission durchge­
führt werden.

□  Man könnte ein Lizenzsystem  einführen. Diese Li­
zenzen müßten entsprechend den ökologisch-ener­
giewirtschaftlichen Zielsetzungen einer stärkeren Ab­
wärmenutzung nach umweit- und ressourcenbezoge­
nen Aspekten gestaffelt sein. Da die Lizenzen für die 
Abwärmeabgabe einen Preis bekommen werden, wür­
de es aus ressourcenbezogenen Gründen im Bundes­
gebiet allgemein und speziell in den Belastungsgebie­
ten interessant, zu einer stärkeren Abwärmenutzung 
überzugehen. Man würde weniger Lizenzen kaufen 
müssen bzw. könnte Lizenzen verkaufen.

□  Man könnte Branchenabkommen oder Verbands­
lösungen einführen. Die Umweltbehörde könnte inner­
halb bestimmter Regionen oder Versorgungsgebiete 
mit den zuständigen Gremien der Abwärmeemittenten 
ein Abkommen abschließen. Darin wäre festgelegt, 
daß innerhalb eines bestimmten Zeitraumes die Ab­
wärmenutzung um einen bestimmten Prozentsatz er­
höht werden muß. Die Abwärmeemittenten haben es

dann selbst in der Hand, wie sie diesen Vertrag erfüllen 
wollen. Sie könnten bei geeigneten Kraftwerken die 
Fernwärmeversorgung einführen, stärker Industrie­
strom, der bei der Durchführung industrieller Produk­
tionsprozesse leicht gewonnen werden kann, in die öf­
fentlichen Netze einspeisen, die dezentrale Kraft-Wär­
me-Kopplung durch günstige Abnahmetarife anregen 
usw. Die Durchführung solcher Abkommen könnte 
durch Steuererleichterungen und/oder Subventionen 
unterstützt werden. Auf der anderen Seite könnte, 
wenn die Abkommen nicht eingehalten werden, das 
Damoklesschwert von anderen staatlichen Maßnah­
men (z. B. Auflagen) den Willen zur Realisierung des 
Abkommens stärken.

Verbesserung der Instrumente

Alle drei Alternativen zur Abwärmeabgabe und wei­
tere denkbare Möglichkeiten, wie z. B. die Erhebung 
von Gebühren auf Primärenergieträger m it einer Ge­
bührenrückzahlung  bei dem Nachweis eines hohen 
Energieausnutzungsgrades, haben eine Vielzahl von 
Vor- und Nachteilen. Zu deren Überprüfung müßte ein 
von Experten erarbeiteter, möglichst praktikabler Ba­
sisvorschlag vorgelegt werden. Auf dieser Grundlage 
wären die genannten Instrumente nach

□  ihrer ökologischen und ressourcenbezogenen 
Wirksamkeit,

□  ihren ökonomischen Konsequenzen,

□  ihren verwaltungsbezogenen und sonstigen Prakti­
kabilitätsaspekten

□  sowie -  mindestens ebenso wichtig -  ihrer politi­
schen Realisierbarkeit zu untersuchen.

Stellt man fest, daß die ökologisch-ressourcenbezo- 
gene und die ökonomische Effizienz einzelner Alterna­
tiven sehr hoch ist, wären Vorschläge zu unterbreiten, 
wie man die Instrumente weiter verbessert, damit sie 
nicht an Praktikabilitätsproblemen und politischen W i­
derständen scheitern.

Diese Ausführungen sollen als ein Plädoyer dafür 
verstanden werden, die ganze Palette denkbarer um- 
welt- und energiepolitischer Instrumente durchzuprü­
fen und auf der Grundlage einer solchen Untersu­
chung ein effizientes und praktikables Instrument zur 
Lösung bzw. Verringerung des Abwärmeproblems zu 
entwickeln. Die Abwärmeabgabe kann und sollte dabei 
nur eine von mehreren Lösungen sein, die unvoreinge­
nommen geprüft werden müßten. Die Möglichkeit, das 
effizienteste staatliche Instrument zur besseren Ab­
wärmenutzung herauszufinden, ist vorhanden, sie soll­
te genutzt werden.
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